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Hitlers
letzte
Opfer

Nach dem Verlust ihrer
Heimat wurden zwölf

Millionen Vertriebene auch
von ihren Landsleuten 

im Westen ausgegrenzt.
Politiker und Flüchtlings -

funktionäre nährten 
lange die illusionäre 

Hoffnung auf eine Rückkehr.

KAPITEL IV SCHATTEN DER VERGANGENHEIT
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Von NORBERT F. PÖTZL

Jahrelang hatte der Propagan-
daminister die „Volksgemein-
schaft“ beschworen, die auch
in der Not zusammenstehe.
Das deutsche Volk, hatte Jo-

seph Goebbels wenige Wochen nach
Kriegsbeginn im Berliner Sportpalast
ausgerufen, habe „mehr als einmal unter
Beweis gestellt, dass es bereit ist, für sei-
ne nationale Gemeinschaft jedes Opfer
auf sich zu nehmen“. Und im Septem -
ber 1940 hatte er bei der Eröffnung des
 „2. Kriegswinterhilfswerks“ die „soziale
Volksgemeinschaft“ als „das höchste
Glück“ gerühmt.

Als Goebbels aber im März 1945 in
Brandenburg Trecks von Volksdeut-

schen begegnete, die die Nazis einst von
Russland nach Polen umgesiedelt hatten
und die nun vor der Roten Armee west-
wärts flohen, notierte er angewidert in
sein Tagebuch: „Was da unter der Marke
deutsch in das Reich hineinströmt, ist
nicht gerade erheiternd.“

Nach dem Ende des Krieges war von
der oft gepriesenen Solidarität auch im
Volk nicht mehr viel übrig. Als Millionen
Vertriebene und Flüchtlinge aus den
Siedlungsgebieten im Osten verjagt wur-
den und in das zerstörte Rest-Deutsch-
land drängten, waren sie für die meisten
Einheimischen keine Landsleute mehr,
sondern unerwünschte Fremdlinge.

Sie wurden als „Polacken“ beschimpft,
obwohl sie gerade wegen ihres Deutsch-
seins aus der angestammten Heimat aus-

gewiesen worden waren. Vertriebenen-
siedlungen wurden als „Neukorea“ oder
„Bolschewikien“ verspottet. 

Der Flensburger Landrat Johannes
Tiedje grenzte sich gar mit rassistischen
Klischees von den  unfreiwillig Zugezo-
genen ab: Er legte dar, „dass wir Nieder-
deutschen und Schleswig-Holsteiner ein
eigenes Leben führen, das in keiner Wei-
se sich von der Mulattenzucht ergreifen
lassen will, die der Ostpreuße nun ein-
mal im Völkergemisch getrieben hat“.

Das Gift der Nazi-Propaganda, jahre-
lang gegen osteuropäische „Untermen-
schen“ verspritzt, wirkte nun auch ge-
gen die Deutschen, die aus dem Osten
kamen. 

Selbst die alliierten Besatzer, die dem
NS-Mythos der deutschen „Volksgemein - B
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Kundgebung des Bundes der
Vertriebenen in Bonn 1966 
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schaft“ aufgesessen waren, wunderten
sich über das Ausmaß der Feindseligkeit
und Ausgrenzung. Der amerikanische
General Charles P. Gross äußerte sich
 erstaunt über „Gleichgültigkeit und Man-
gel an Hilfsbereitschaft“ der einheimi-
schen Bevölkerung gegenüber ihren ver-
triebenen Landsleuten.

Mancherorts hieß es, „die drei gro-
ßen Übel“ der Zeit seien „die Wild-
schweine, die Kartoffelkäfer und die
Flüchtlinge“.

Rund 12 Millionen
Vertriebene trafen bis
in die fünfziger Jahre
in den Westzonen be-
ziehungsweise der
Bundesrepublik (7,9
Millionen) und in der
Sowjetzone/DDR (4,1
Millionen) ein, mehre-
re hunderttausend wa-
ren bei Flucht und Ver-
treibung ums Leben
gekommen.

Die DDR war be-
strebt, die vertriebe -
nen Deutschen aus
 Polen, der Tschecho -
slowakei und Ungarn –
nunmehr sozialisti-
schen Bruderstaaten –
zwangsweise zu assi -
milieren: Die SED ver-
suchte jede Erinne-
rung an die alte Hei-
mat zu unterdrücken,
Liedgut aus den frühe-
ren Ostgebieten wur -
de im Radio nicht ge-
spielt, Kritik an der
Oder-Neiße-„Friedens-
grenze“ stand unter
Strafe (siehe Seite 122). Im Kontrast
dazu feierte die Bundesrepublik rück -
blickend die angeblich rundum ge -
glückte Integration ihrer Neubürger –
was zumindest anfangs auch nicht
stimmte.

Es habe kein „Gefühl nationaler
Schicksalsgemeinschaft“ gegeben, be-
klagte vor einigen Jahren der Publizist
Rüdiger Safranski, 1945 im schwäbi-
schen Rottweil geboren, „aber noch in
Königsberg gezeugt“: „Die Westdeut-
schen wollten mit dem Leid der Ver -
triebenen nicht behelligt werden.“ 

Der Osteuropa-Historiker Andreas
Kos sert, der in seinem 2008 erschiene-
nen Buch „Kalte Heimat“ den schwieri-
gen Neubeginn schildert, erklärt diese
Abwehrhaltung auch psychologisch:
„Die Ankunft der Millionen Ver trie be -
nen“ habe „wie ein physischer Beweis“
gewirkt, „dass der Krieg verloren war“.
Nun seien die Vertriebenen „eine Hypo-
thek, eine lästige Erinnerung“ gewesen.

Die jetzt in Flüchtlingstrecks und mit
Güterzügen in die Westzonen kamen,

hatten früher nicht leidenschaftlicher
„Heil Hitler!“ gerufen und sich nicht
 häufiger an den Verbrechen der Nazis
beteiligt als der Durchschnitt der weiter
westlich lebenden Menschen. Trotzdem
hatten die Vertriebenen kollektiv den
höchsten Preis für den von Hitler ent-
fesselten Krieg und die Verbrechen der
Nazis zu bezahlen, egal, ob sie persön-
lich schuldig geworden waren oder
nicht. Die Vertriebenen waren Hitlers
letzte Opfer.

Bürgermeister und örtliche Kommis-
sionen hatten zu entscheiden, wer Ver-

triebene aufnehmen musste. Mancher
Kommunalbeamte sparte Freunde und
Verwandte bei der Zuweisung aus, eini-
ge versuchten mit Tricks, Fremde fern-
zuhalten. So berichtete der Landrat des
Rheingaukreises, Peter Paul Nahm, im
April 1946 von einem Vorfall in Kiedrich:
„Obwohl jemand 18 freie Zimmer hat,
stellt er den Antrag, die Wohnräume
 unter Denk malschutz zu nehmen, um
so der Einweisung von Ostflüchtlingen
zu entgehen.“

Für die Alteingeses-
senen waren sie besten-
falls Exoten. Die Neu -
ankömmlinge brachten
die her gebrachten Sit-
ten und Strukturen
durch einander. Plötz-
lich wurden bislang
rein evangelische Land-
striche von katholi-
schen Schlesiern und
Sudetendeutschen be-
völkert oder katholi-
sche Gegenden von
 protestantischen Pom-
mern und Ostpreußen
durchmischt. Die Städ-
ter aus dem Osten fan-
den in Städten des Wes-
tens schon aufgrund
von 4,3 Millionen vom
Bomben zerstörten
Wohnungen meist kei-
nen Platz. Also mussten
auch sie sich größ -
tenteils auf dem Dorf
durchschlagen, wo man
ihnen oft besonders
engstirnig begegnete.

Sie hatten sich nicht
aussuchen können, wo-

hin sie kamen. Die Alliierten hatten sich
auf bestimmte Kontingente für ihre Be-
satzungszonen geeinigt und brachten
die Vertriebenen dort unter, wo noch Ka-
pazitäten vorhanden schienen.

Damit sich die Vertriebenen nicht zu-
sammenrotteten und womöglich Unru-
he schürten, waren die Besatzungsmäch-
te auch darauf bedacht, die Neuan-
kömmlinge nicht in geschlossenen Grup-
pen, sondern weit verstreut anzusiedeln.
So sollten soziale Kontakte unterein -
ander verhindert und eine rasche Ver-
schmelzung mit den Einheimischen er-

„Die Ankunft der Millionen Vertriebenen wirkte wie 
ein physischer Beweis, dass der Krieg verloren war.“ 
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zwungen werden. Besonders grotesk
war der Fall von 2000 Vertriebenen aus
einer donauschwäbischen Gemeinde,
die auf 158 Ortschaften der westlichen
Besatzungszonen verteilt wurden.

Ausnahmen, wo alle zusammenblei-
ben durften, gab es nur in einigen weni-
gen Vertriebenengemeinden. Sie ent-
standen meistens aus Flüchtlingslagern,
etwa Neugablonz als Stadtteil von Kauf-

beuren im Allgäu, wo sich Glasschmuck-
hersteller aus dem nordböhmischen Ga-
blonz niederließen, oder Espelkamp in
Nordrhein-Westfalen.

Nicht nur der schon an der NS-„Volks-
forschung“ beteiligte Vertriebenensozio-
loge Max Hildebert Boehm beklagte die-
se „vollkommene Zerstückelung, Zer-
streuung und Zerstörung der ostdeut-
schen Volkstumsgruppen“. Auch ein Lin-
ker wie Günter Grass erklärte, man ha -
be „die ostdeutschen Provinzen zweimal
verloren“: zuerst territorial als Ergeb- 
nis des selbstverschuldeten Weltkriegs,
dann aber auch kulturell durch die
selbstverschuldeten Fehler der Nach-
kriegszeit. 

Man hätte, meint Grass, die Flücht-
linge nach 1945 zwar nicht in isolierten,

aber doch „geschlossenen Wohngebie-
ten“ ansiedeln sollen, „um so das gemein-
same Geisteserbe“ Ostdeutschlands be-
wahren zu können – nicht zuletzt die
unterdessen „praktisch verlorenen Dia-
lekte“; immerhin sei zum Beispiel Schle-
sisch „die Wiege der deutschen Barock-
literatur“ gewesen. Grass: „Es ist auch
ein Stück Kultur verloren gegangen, und
zwar unwiederbringlich.“

Die Militärbehörden verhängten über
die Vertriebenen zudem ein absolutes
Koalitionsverbot – aufgelöst wurden
 sogar Selbsthilfeorganisationen wie die
„Südostdeutsche Hilfsstelle“.

Erst im April 1949 durfte ein „Zentral -
verband der vertriebenen Deutschen“
(ZvD) als Zusammenschluss der auf Län-
derebene bereits gegründeten Lands-
mannschaften geschaffen werden. Seit
Anfang der fünfziger Jahre firmierte der
ZvD als „Bund der vertriebenen Deut-
schen“ (BvD). Daneben entstanden im
August 1949 die „Vereinigten Ostdeut-
schen Landsmannschaften“ (VOL). 

Gemeinsam veröffentlichten sie 1950
eine „Charta der deutschen Heimatver-
triebenen“, die bis heute in Feierstunden
zum „Tag der Heimat“ oft mit Politiker-

lob bedacht, aber auch zunehmend als
geschichtsvergessen kritisiert wird. 

„Wir Heimatvertriebenen verzichten
auf Rache und Vergeltung“ heißt es
gleich unter Punkt 1 der „Charta“. „Als
würde man auf etwas verzichten, was ei-
nem zustehe“, moniert etwa der Olden-
burger Historiker Hans Henning Hahn. 

Und die Selbstdefinition der Vertrie-
benen als der „vom Leid dieser Zeit  am

schwersten Betrof-
fenen“ blendet völ-
lig aus, dass  es zu-
vor infolge der Na -
zi-Herrschaft Mil-
lionen Tote gege-
ben hatte. 

Der Publizist
Ralph Giordano
nennt die „Charta“
deshalb „ein klassi-
sches Beispiel his-
torischer Unter-
schlagungen“ und
„ein überzeugen-
des Dokument in-
nerer Beziehungs-
losigkeit zur Welt
der Nazi-Opfer“.

Die „damalige
mo ralische Desori-
entierung der Char -
ta-Autoren“ (Hahn)
erklärt sich zum
Teil daraus, dass
von den 30 Unter-
zeichnern 20 in
der NSDAP oder
Mitglied der SS wa-
ren, wie der Saar-
brücker Historiker
Erich Später detail-
liert dargelegt hat:

etwa der Buko wina-Deutsche Rudolf
Wagner, der im Wannsee-Institut der SS,
einer Planungsinstitution für die „völki-
sche“ Neuordnung Europas,  gearbeitet
hatte; oder der ehemalige SS-Sturmbann-
führer Erik von Witzleben, dessen Kar-
riere von SS-Chef Heinrich Himmler
persönlich gefördert worden war und
der nun als Sprecher der Landsmann-
schaft Westpreußen unterschrieb.

Von rund 200 Vertriebenenfunktio-
nären der ersten drei Jahrzehnte hatte
etwa ein Drittel der Hitler-Partei ange-
hört – in der Gesamtbevölkerung war
1945 jeder fünfte Erwachsene „Parteige-
nosse“. Doch der Bund der Vertriebenen
(BdV), der 1957 aus einer Fusion der bis
dahin bestehenden Dachorganisationen
hervorging, bremst bis heute eine wis- F
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Speisung in dem Flüchtlingslager Wipperfürth 1956
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senschaftlich fundierte Aufklärung sei-
ner eigenen Geschichte.

Die fatalen Formulierungen der Char-
ta waren freilich auch die Folge einer
„Opferkonkurrenz“, schreibt der Histo-
riker Michael Schwartz: Die mehrheit-
lich alteingesessenen Bundesbürger sa-
hen, wie eine Meinungsumfrage von
1951 belegt, in erster Linie die Krieger-
witwen, Invaliden und Bombengeschä-
digten als hilfebedürftig an; die
Vertriebenen rangierten ziem-
lich am Ende der Opferskala –
und erst ganz zuletzt kamen die
damals kaum beachteten jüdi-
schen NS-Verfolgten.

Auch die Währungsreform
1948, mit der das west deutsche
„Wirtschaftswunder“ begann,
benachteiligte die Flüchtlinge:
Sie bekamen zwar, wie jeder, 40
Mark Kopfgeld, verfügten aber,
anders als die Einheimischen,
über keinerlei  Sachwerte. 

Erst mit dem Lastenaus-
gleichsgesetz von 1952 kam
eine sozialpolitische Förderung
der Vertriebenen in Gang – die
bei Einheimischen Neid und
Missgunst weckte. Hartnäckig
hielt sich das Gerücht, die Ent-
schädigung sei großzügig und
in vielen Fällen durch fiktive
Angaben über den verlorenen
Besitz erschlichen.

Tatsächlich glichen die Zah-
lungen nach Schätzungen
durchschnittlich nur 22 Pro-
zent der ohnehin unterbewer-
teten, gründlich geprüften Ver-
mögensverluste aus. Die Ent-
schädigungen linderten die
schlimmste Not und waren ei -
ne willkommene Starthilfe – mehr aber
nicht.

Eine politische Partei der Vertriebe-
nen verbuchte unter diesen Umständen
schnelle Anfangserfolge, überdauerte
aber nur wenige Jahre. Der „Block der
Heimatvertriebenen und Entrechteten“
(BHE), gegründet im Januar 1950, er-
hielt im selben Jahr bei der Landtags-
wahl im flüchtlingsstarken Schleswig-
Holstein 23,4 Prozent der Stimmen, bei
der Bundestagswahl 1953 (mit dem Zu-
satz „Gesamtdeutscher Block“) immer-
hin 5,9 Prozent. 1957 scheiterte der BHE

knapp an der Fünfprozenthürde, danach
versank er in der Bedeutungslosigkeit.
Seine Funktionäre wechselten zu etab-
lierten Parteien, vornehmlich zur CDU.

Um die Wählerstimmen der Vertrie-
benen buhlten sie alle. 1949 stellten
Flüchtlinge und Vertriebene 16 Prozent
der westdeutschen Bevölkerung. Zwar
hielt schon der erste Bundeskanzler
Konrad Adenauer (CDU) die deutschen

Ostgebiete dauerhaft für verloren, öf-
fentlich redete er aber ganz anders. Da-
bei war zumindest fraglich, ob er wirk-
lich ein Herz für die Heimatlosen hatte:
„Wir wollen“, beklagte er sich gelegent-
lich über die Anstellung schlesischer
Schulräte in seinem Rheinland, „den
 ostischen Geist hier nicht haben.“

Noch 1953 hielt Adenauer „eine Art
Kondominium oder eine Verwaltung der
Ostgebiete durch die Vereinten Natio-
nen“ für denkbar. „Wenn Polen wieder
ein freier Staat sein wird“, versprach er
den Vertriebenen in den folgenden Jah-

ren, könnten sie nach Schlesien und Pom-
mern zurückkehren, ja sogar in das von
der Sowjetunion annektierte Königsberg.
Viele Vertriebene wollten Adenauers Ver-
sprechungen glauben. Sein Großvater,
berichtete Günter Grass vor einigen Jah-
ren, habe „noch jahrelang gehofft, dass
er eines Tages seine Tischlerei in Danzig
wieder in Gang setzen könne“: „Er saß
auf den Koffern, bis er gestorben ist.“

Offiziell forderte Adenauer
eine Revision der Potsdamer Be-
schlüsse. Bereits in seiner ersten
Regierungs erklärung 1949 kün-
digte der Kanzler eine umfas-
sende Denkschrift an, die bewei-
sen sollte, „dass die Austreibung
der Vertriebenen in vollem Ge-
gensatz zu den Bestimmungen
des Potsdamer Abkommens vor-
genommen worden“ sei.

Zahlreiche renommierte
Wissenschaftler unter der Lei-
tung des früher in Königsberg,
seit 1948 in Köln lehrenden His-
torikers Theodor Schieder er-
arbeiteten eine fünfbändige Do-
kumentation, die auf rund 5000
engbedruckten Seiten Zehntau-
sende Berichte von Augen- und
Zeitzeugen sowie amtliche Do-
kumente bietet.

Schieder war freilich dem
NS-Regime eng verbunden ge-
wesen und hatte Vertreibungen
wenige Jahre zuvor noch gefor-
dert – allerdings Zwangsmigra-
tionen von Polen aus den 1939
durch Deutschland annektier-
ten Gebieten im heutigen Nord-
westen Polens: „Die Herstellung
eines geschlossenen deutschen
Volksbodens“, hatte Schieder

damals in einer Denkschrift formuliert,
mache „Bevölkerungsverschiebungen
 allergrößten Ausmaßes notwendig“.

Zudem verfolgte das Vertriebenenmi-
nisterium als Auftraggeber der Dokumen-
tation eine eindeutig politische Absicht:
Man wollte, wie der erste Vertriebenen-
minister Hans Lukaschek (CDU) freimü-
tig sagte, damit das Potsdamer Abkom-
men, mit dem 1945 die Oder-Neiße-Gren-
ze festgelegt worden war, anfechten, falls
es zu Friedensverhandlungen käme. 

Der breiten Öffentlichkeit blieben die
Opferberichte vorenthalten. Die 1960 ab-
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Adenauer hielt die Ostgebiete zwar dauerhaft für verloren,
öffentlich redete der erste Bundeskanzler aber ganz anders. 

Plakat des BHE zur Bundestagswahl 1953
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Die 2005 von der Großen Koalition vereinbarte
Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ sollte zur in-
ternationalen Verständigung beitragen. Doch seither
herrscht Dauerstreit um das Projekt.
Ein Störfaktor von Anfang an war Erika Steinbach, seit
1998 Präsidentin des Bundes der Vertriebenen (BdV). Für
viele Polen ist die CDU-Bundestagsabgeordnete die per-
sonifizierte Provokation: Sie wurde 1943 als Tochter eines
Besatzungssoldaten aus Hanau und einer Mutter aus Bre-
men im annektierten „Reichsgau Danzig-Westpreußen“
geboren, kann mithin nur bedingt als Heimatvertriebene
gelten. Außerdem stimmte sie 1991 neben anderen Uni-
onsabgeordneten gegen die Anerkennung der Oder-Nei-
ße-Grenze. Vorbehalte des BdV gegen die Aufnahme der
„Vertreiberstaaten“ Polen und Tschechien in die Europäi-
sche Union heizten die Stimmung zusätzlich an.
Zwar verzichtete Steinbach nach langen Querelen auf ei-
nen Sitz im Stiftungsrat, setzte aber für den BdV 6 statt 
3 Vertreter in dem von 13 auf 21 Köpfe erweiterten Gre-

mium durch. Zwei der stellvertretenden Mitglieder 
aus den Reihen des BdV fielen durch Äußerungen auf,
die, so Raphael Gross, Direktor des Jüdischen Museums
in Frankfurt am Main und Mitglied des wissenschaft -
lichen Beraterkreises der Stiftung, „den Wunsch nach
 Versöhnung – den Stiftungszweck also – geradezu ver-
höhnen“.
Der eine, Arnold Tölg, BdV-Landeschef in Baden-Würt-
temberg, hatte die Entschädigung ehemaliger Zwangs -
arbeiter für unnötig erklärt. Der andere, Hartmut Saenger,
Sprecher der Pommerschen Landsmannschaft, deutete
gar die Ursachen für den Ausbruch des Zweiten Welt-
kriegs eigenwillig um: „Alle Großmächte“ hätten im Som-
mer 1939 „eine erstaunliche Bereitschaft zum Krieg“ ge-
zeigt, und „besonders kriegerisch“ habe sich Polen auf-
geführt. 
Steinbach stellte sich hinter die umstrittenen BdV-
Kol legen. Zu den Kriegsschuldthesen Saengers erklärte
sie, „der dargestellte Sachverhalt“ gehöre „zum Grund-

wissen eines jeden Zeithisto -
rikers“. Patzig kommentierte
sie, sie könne es „leider auch
nicht  ändern, dass Polen bereits
im März 1939 mobilgemacht
hat“ – wobei sie unterschlug,
dass dies eine Reaktion auf die
Gefahr eines deutschen An-
griffs war. 
Historiker aus Polen und Tsche-
chien verließen unter Protest
den wissenschaftlichen Beirat,
die leeren Plätze sind inzwi-
schen wieder besetzt. Die bei-
den Vertreter des Zentralrats
der Juden lassen ihr Mandat im
Stiftungsrat derzeit  ruhen. 
Bundestagsvizepräsident Wolf-
gang Thierse (SPD) mahnte den
Bund der Vertriebenen, das Vor-
haben nicht durch „problemati-
sche Vertreter“ zu gefährden.
Der gebürtige Breslauer, Mit-
glied im Stiftungsrat, erinnerte
daran, dass die 2008 per Gesetz
geschaffene Stiftung nicht mehr
das einst vom BdV initiierte
„Zentrum gegen Vertreibung“
sei, „wie es Frau Steinbach woll-
te“, vielmehr sei es „jetzt ein
Projekt des Bundes“.  

Norbert F. Pötzl

SEITENBLICK

DAUERSTREIT UM DIE VERTREIBUNGSSTIFTUNG

Versöhnen oder verhöhnen

Vertriebenen -
politikerin Erika

Steinbach
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den.“ Krüger musste 1964 wegen seiner
Nazi-Vergangenheit als Vertriebenenmi-
nister zurücktreten.

„An mangelnder Heimatliebe … lag es
wahrlich nicht, dass ich mich fernhielt
von jenen Leuten, die der Volksmund
als Berufsflüchtlinge bezeichnete“,
schrieb der aus der Tschechoslowakei
ausgesiedelte Publizist Kurt Nelhiebel.
Vielmehr sei er „verärgert“ gewesen, „un-
ter den Verbandsfunktionären immer
häufiger Gestalten zu entdecken, die Hit-
ler in die Hände gearbeitet und damit
den Krieg mit verursacht hatten“.

Mit ihrer Denkschrift „Die Lage der
Vertriebenen und das Verhältnis des
deutschen Volkes zu seinen östlichen
Nachbarn“ ebnete die Evangelische Kir-
che in Deutschland (EKD) 1965 den Weg
für eine Verständigung mit Polen. Wäh-
rend sich die Vertriebenenverbände em-
pörten, förderte die Denkschrift in der
Großen Koalition seit 1966 eine Neuaus-
richtung der westdeutschen Ostpolitik. 

Kurz nach Veröffentlichung der EKD-
Denkschrift luden die katholischen Bi-
schöfe Polens ihre deutschen Amtsbrü-
der zur Mitfeier des Millenniums der
Christianisierung ihres Landes im Jahr
1966 ein. Trotz einer „fast hoffnungslos
mit Vergangenheit belasteten Lage“ bo-
ten sie in einem Brief an: „Versuchen wir
zu vergessen … Wir gewähren Verge-
bung und bitten um Vergebung.“ Die
deutschen Bischöfe ergriffen die ausge-
streckten Hände, der BdV hingegen
blieb stumm.

Die kirchlichen Initiativen trugen we-
sentlich dazu bei, das politische Verhält-
nis zwischen der Bundesrepublik und
Polen zu entkrampfen. Erster sichtbarer
Erfolg war der Warschauer Vertrag 1970.

Als Willy Brandt (SPD) 1969 Kanzler
wurde, löste er das Vertriebenenminis-
terium auf – ein symbolhafter Schritt,
der zeigen sollte, dass die wirtschaftli-
che und soziale Eingliederung der Deut-
schen aus Ostmitteleuropa bewältigt sei.

Brandt betonte aber auch, dass „die
Pflege der ostdeutschen Kultur nicht
eine Sache der Verbände und Lands-
mannschaften“ bleiben solle; vielmehr
müsse man „miteinander dafür sorgen,
der ganzen Nation die kulturelle und
geistige Substanz der Ostgebiete zu er-
halten“. Nur so könne „im Innern gewon-
nen werden, was draußen verloren ging“.
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„Miteinander dafür sorgen, der ganzen Nation die kulturelle
und geistige Substanz der Ostgebiete zu erhalten.“ 

geschlossene Dokumentation ging da-
mals nicht in den Buchhandel, sondern
verschwand als Ministeriumsdruck in
einigen wenigen Regalen. Der Ergebnis-
band erschien überhaupt nicht, weil er
den Politikern nicht genehm war. Denn
darin wurde auch ausgeführt, dass es
ohne das brutale Vorgehen der Deut-
schen nicht die grausamen Auswüchse
auf der anderen Seite gegeben hätte.

Adenauer vertrat den „Rechtsstand-
punkt“, dass die Frage der Ostgebiete
 of fen sei, solange es keinen Friedens -
vertrag gebe; völkerrechtlich bestehe
Deutschland in den Grenzen von 1937
fort. Der erste BHE-Chef Waldemar
Kraft wandte sich allerdings gegen „jede
Nennung einer Jahreszahl“, weil man
sonst den Anspruch auf die schon nach
dem Ersten Weltkrieg an Polen abge -
tretenen Gebiete Westpreußen, Posen
und Ostoberschlesien, die ehemals Freie
Stadt Danzig und das nunmehr litau ische
Memelgebiet sowie das Sudetenland
preisgeben würde.

Je schriller die Vertriebenenfunktio-
näre ihre territorialen Ansprüche stellten
und ihr Rückkehrrecht reklamierten,
desto mehr manövrierten sie ihre Verbän -
de ins gesellschaftliche Abseits. In der öf-
fentlichen Wahrnehmung wurden sie ab
Mitte der sechziger Jahre zu ewigges tri -
gen Störenfrieden, die den Anliegen der
Vertriebenen mehr schadeten als nützten. 

Als Sonntagsredner berüchtigt war
Hans-Christoph Seebohm (CDU), der
am längsten ununterbrochen amtieren-
de Bundesminister (Verkehrsminister
von 1949 bis 1966). Als Sprecher der Su-
detendeutschen Landsmannschaft for-
derte er 1964 ausgerechnet auf dem ehe-
maligen NS-Reichsparteitagsgelände in
Nürnberg die „Rückgabe der geraubten
sudetendeutschen Heimatgebiete“.

Der BdV samt den ihm angeschlosse -
nen Landsmannschaften repräsentiert
heute allerdings nur eine verschwin-
dend kleine Minderheit der Vertriebe-
nen. Offiziell wird die Mitgliederzahl
mit zwei Millionen angegeben, der His-
toriker Später schätzt die Anzahl aktiver
Mitglieder jedoch auf „höchstens noch 
25 000“ – von rund 15 Millionen Deut-
schen, unter denen nach BdV-Definition
die Nachkommen ebenfalls Vertriebe-
nenstatus haben. Trotzdem erhebt der
BdV einen Alleinvertretungsanspruch,
der abweichende Meinungen auch von
Schicksalsgenossen nicht gelten lässt.

Als der Frankfurter Zoodirektor und
Tierfilmer Bernhard Grzimek, geboren
in der schlesischen Stadt Neisse, 1960 in
einer Fernsehreportage („Wiedersehen
mit Schlesien“) polenfreundliche Reise-
eindrücke schilderte, protestierte BdV-
Präsident Hans Krüger: „Das Heimat-
recht ist ein Grundrecht und kann auch
nicht durch Zoologen verwässert wer-

SPD-Politiker Brandt, CDU-Kanzler Adenauer 1959


